
Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Fünften Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 4. Juni 2013 in der Beschwerdesache R 
1308/2012-5 betreffend die Gemeinschaftsmarkenanmel­
dung 010355527, Wort: SUBSCRIBE und des vorgehenden 
Beschlusses der Hauptabteilung Marken des HABM vom 22. 
Mai 2012 in dem Umfang aufzuheben, als der Marke der 
Schutz versagt wurde; 

— dem HABM die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „SUBSCRIBE“ für Wa­
ren und Dienstleistungen der Klassen 9, 16 und 42 — Gemein­
schaftsmarkenanmeldung Nr. 10 355 527 

Entscheidung des Prüfers: Zurückweisung der Anmeldung 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Be­
schwerde 

Klagegründe: 

— Verstoß gegen Art. 7 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 der 
Verordnung Nr. 207/2009; 

— Verstoß gegen Art. 83 der Verordnung Nr. 207/2009 i.V.m. 
dem Gleichbehandlungsgrundsatz sowie Art. 6 und 14 der 
Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, abgeschlossen in Rom am 4. Novem­
ber 1950 in der Fassung der Protokolls Nr. 11, in Kraft 
getreten am 1. November 1998; 

— Verstoß gegen Art. 56 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union. 

Klage, eingereicht am 5. August 2013 — T & L Sugars und 
Sidul Açúcares/Kommission 

(Rechtssache T-411/13) 

(2013/C 274/42) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerinnen: T & L Sugars Ltd (London, Vereinigtes Königreich) 
und Sidul Açúcares, Unipessoal L da (Santa Iria de Azóia, Portu­
gal) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwalt D. Waelbroeck und 
D. Slater, Solicitor) 

Beklagte: Europäische Kommission und Europäische Union, in 
der vorliegenden Rechtssache vertreten durch die Europäische 
Kommission 

Anträge 

Die Klägerinnen beantragen, 

— eine Reihe von Verordnungen der Kommission für nichtig 
zu erklären, die für Rohrzuckerraffinerien einen Wett­
bewerbsnachteil begründen, insbesondere i) die Verordnun­
gen Nr. 505/2013 ( 1 ) und Nr. 629/2013 ( 2 ) mit Sondermaß­
nahmen für das Inverkehrbringen von Nichtquotenzucker 
und Nichtquotenisoglucose auf dem Markt der Europäischen 
Union mit verringerter Überschussabgabe im Wirtschaftsjahr 
2012/13, ii) die Verordnungen Nr. 574/2013 ( 3 ) und Nr. 
677/2013 ( 4 ) zur Festsetzung eines Zuteilungskoeffizienten 
für die verfügbaren Mengen Nichtquotenzucker, die verrin­
gerter Überschussabgabe auf dem EU-Markt verkauft werden 
sollen sowie iii) die Verordnungen Nr. 460/2013 ( 5 ) über 
den Mindestzollsatz, der für die dritte Teilausschreibung fest­
zusetzen ist, und Nr. 542/2013 ( 6 ) über den Mindestzollsatz, 
der für die vierte Teilausschreibung festzusetzen ist, und die 
Einrede der Rechtswidrigkeit nach Art. 277 AEUV gegen die 
Verordnung Nr. 36/2013 ( 7 ) zur Eröffnung einer Daueraus­
schreibung für das Wirtschaftsjahr 2012/13 für Einfuhren 
von Zucker der KN-Codes 1701 14 10 und 1701 99 10 
zu einem ermäßigten Zollsatz für zulässig und begründet 
zu erklären. 

— hilfsweise, die Einrede der Rechtswidrigkeit nach Art. 277 
AEUV gegen die Verordnungen Nr. 505/2013 und Nr. 
629/2013 für zulässig und begründet zu erklären, 

— nach Art. 277 AEUV die Rechtswidrigkeit von Art. 186 
Buchst. a der Verordnung Nr. 1234/2007 ( 8 ) (neugefasste 
Verordnung) festzustellen, soweit die maßgeblichen Bestim­
mungen der Verordnung Nr. 318/2006 ( 9 ) nicht ordnungs­
gemäß umgesetzt werden, 

— die Europäische Union, vertreten durch die Kommission, 
zum Ersatz des Schadens zu verurteilen, der ihnen dadurch 
entstanden ist, dass die Kommission ihren rechtlichen Ver­
pflichtungen nicht nachgekommen ist, und den Betrag des 
Ersatzes für den Schaden, der ihnen in der Zeit vom 1. April 
2013 bis 30. Juni 2013 entstanden ist, auf 42 261 036 
Euro zuzüglich weiterer Verluste, die ihnen nach diesem 
Zeitpunkt entstanden sind, oder einen anderen Betrag fest­
zusetzen, der dem ihnen entstandenen oder noch entstehen­
den Schaden entspricht, den sie im Laufe dieses Verfahrens 
nachweisen werden, insbesondere um künftige Schäden an­
gemessen zu berücksichtigen, wobei zu allen diesen Beträ­
gen Verzugszinsen ab dem Zeitpunkt der Verkündung des 
–der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.
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Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage machen die Klägerinnen acht Kla­
gegründe geltend. 

1. Erster Klagegrund: Verstoß gegen das Diskriminierungsver­
bot, da zum einen die Verordnungen Nr. 505/2013 und Nr. 
629/2013 feste, allgemein anwendbare Überschussabgaben 
von 177 Euro bzw. 148 Euro pro Tonne d. h. weniger als 
die Hälfte der üblichen 500 Euro pro Tonne — für be­
stimmte Zuckermengen (insgesamt 300 000 Tonnen) vor­
sähen, die gleichmäßig nur zwischen den antragstellenden 
Zuckerrübenerzeugern aufgeteilt würden. Zum anderen ent­
halte die Verordnung Nr. 36/2013 einen unbekannten, un­
vorhersehbaren Zollsatz, der nur auf erfolgreiche Auktions­
teilnehmer (wobei es sich um Rohrzuckerraffinerien, Zucker­
rübenerzeuger oder jeden Dritten handeln könne) anwend­
bar sei, und einen unbestimmten Gesamtbetrag. 

2. Zweiter Klagegrund: Verstoß gegen die neugefasste Verord­
nung und Fehlen einer geeigneten Rechtsgrundlage, da die 
Kommission im Hinblick auf die Verordnungen Nr. 
505/2013 und Nr. 629/2013 in keiner Weise befugt sei, 
die Quoten zu erhöhen. Vielmehr sei sie verpflichtet, hohe, 
abschreckende Abgaben auf den Absatz von Nichtquoten­
zucker auf dem EU-Markt zu erheben. In Bezug auf die 
Auktionen habe die Kommission eindeutig weder den Auf­
trag noch die Befugnis, eine derartige, in den zugrunde lie­
genden Rechtsvorschriften nie in Betracht gezogene Maß­
nahme zu erlassen. 

3. Dritter Klagegrund: Verstoß gegen den Grundsatz der 
Rechtssicherheit, da die Kommission ein System geschaffen 
habe, in dem Zollsätze nicht vorhersehbar seien und nicht 
durch die Anwendung dauerhafter, objektiver Kriterien fest­
gesetzt würden, sondern von der individuellen Zahlungs­
bereitschaft (darüber hinaus von Beteiligten, die in dieser 
Hinsicht ganz unterschiedlichen Belastungen und Anreizen 
unterworfen seien) bestimmt würden, ohne dass ein tatsäch­
licher Zusammenhang zu den tatsächlich importierten Er­
zeugnissen bestehe. 

4. Vierter Klagegrund: Verstoß gegen den Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit, da die Kommission ohne Schwierigkeiten 
weniger einschneidende Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Versorgungsmangels hätte erlassen können, die nicht aus­
schließlich importierende Raffinerien benachteiligt hätten. 

5. Fünfter Klagegrund: Verstoß gegen den Grundsatz des Ver­
trauensschutzes, da bei den Klägerinnen die berechtigte Er­
wartung geweckt worden sei, dass die Kommission von den 
Mitteln der Verordnung Nr. 1234/2007 Gebrauch machen 
werde, um die Versorgung mit zur Raffinierung bestimmtem 
rohem Rohrzucker wiederherzustellen. Bei ihnen sei auch 
die berechtigte Erwartung geweckt worden, dass die Kom­
mission das Gleichgewicht zwischen einführenden Raffine­
rien und inländischen Zuckererzeugern bewahren werde. 

6. Sechster Klagegrund: Verstoß gegen den Grundsatz der Sorg­
falt, der Gewissenhaftigkeit und der ordnungsgemäßen Ver­
waltung, da die Kommission bei der Verwaltung des Zucker­
markts wiederholt grundlegende Fehler begangen und sich 

selbst widersprochen habe, was bestens zeige, dass ihr das 
Verständnis für maßgebliche Marktmechanismen fehle. So 
sei beispielsweise ihre Bilanz — die eine der wichtigsten 
Mittel für Inhalt und Zeitplan der Marktintervention darstelle 
— grob falsch gewesen und habe auf fehlerhafter Methode 
beruht. Außerdem seien die von der Kommission ergriffenen 
Maßnahmen im Lichte des Versorgungsmangels offenkundig 
ungeeignet. 

7. Siebter Klagegrund: Verstoß gegen Art. 39 AEUV, da die 
Kommission zwei der in dieser Bestimmung des Vertrags 
vorgesehenen Ziele nicht erreicht habe. 

8. Achter Klagegrund: Verstoß gegen die Verordnung Nr. 
1006/2011 des Rates ( 10 ). Die auf Weißzucker angewandten 
Zölle seien nur geringfügig höher als jene für Rohzucker, 
wobei der Unterschied bei nur 20 Euro pro Tonne liege. 
Dies stehe in scharfem Kontrast zu dem Unterschied von 
80 Euro, der zwischen den in der Verordnung (EU) Nr. 
1006/2011 der Kommission festgesetzten Standardzollsät­
zen für die Einfuhr von raffiniertem Zucker (419 Euro) 
und für zur Raffination bestimmten Rohzucker (339 Euro) 
bestehe. 

Daneben machen die Klägerinnen zur Stützung ihrer Scha­
densersatzforderung geltend, die Kommission habe durch ihr 
passives Verhalten und ihr unangemessenes Handeln in gro­
ber und offenkundiger Weise den ihr durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 eingeräumten Wertungsspielraum über­
schritten. Ferner stelle das Versäumnis der Kommission, ge­
eignete Maßnahmen zu erlassen, eine offenkundige Verlet­
zung eines Rechtssatzes dar, der „dem Einzelnen Rechte ver­
leihen soll“. Insbesondere habe die Kommission gegen die 
allgemein in der EU geltenden Grundsätze der Rechtssicher­
heit, der Nichtdiskriminierung, der Verhältnismäßigkeit, des 
Vertrauensschutzes und der Sorgfalt, der Gewissenhaftigkeit 
und der ordnungsgemäßen Verwaltung verstoßen. 

( 1 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 505/2013 der Kommission 
vom 31. Mai 2013 mit weiteren Sondermaßnahmen für das Inver­
kehrbringen von Nichtquotenzucker und Nichtquotenisoglucose auf 
dem Markt der Europäischen Union mit verringerter Überschuss­
abgabe im Wirtschaftsjahr 2012/13 (ABl. L 147, S. 3). 

( 2 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 629/2013 der Kommission 
vom 28. Juni 2013 mit weiteren Sondermaßnahmen für das Inver­
kehrbringen von Nichtquotenzucker und Nichtquotenisoglucose auf 
dem Markt der Europäischen Union mit verringerter Überschuss­
abgabe im Wirtschaftsjahr 2012/13 (ABl. L 179, S. 55). 

( 3 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 574/2013 der Kommission 
vom 19. Juni 2013 zur Festsetzung eines Zuteilungskoeffizienten 
für die verfügbaren Mengen Nichtquotenzucker, die im Wirtschafts­
jahr 2012/13 mit verringerter Überschussabgabe auf dem Markt der 
Europäischen Union verkauft werden sollen (ABl. L 168, S. 29). 

( 4 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 677/2013 der Kommission 
vom 16. Juli 2013 zur Festsetzung eines Zuteilungskoeffizienten 
für die verfügbaren Mengen Nichtquotenzucker, die im Wirtschafts­
jahr 2012/13 mit verringerter Überschussabgabe auf dem Markt der 
Europäischen Union verkauft werden sollen (ABl. L 194, S. 5). 

( 5 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 460/2013 der Kommission 
vom 16. Mai 2013 über den Mindestzollsatz für Zucker, der für 
die dritte Teilausschreibung im Rahmen des mit der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 36/2013 eröffneten Ausschreibungsver­
fahrens festzusetzen ist (ABl. L 133, S. 20).
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( 6 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 542/2013 der Kommission 
vom 13. Juni 2013 über den Mindestzollsatz für Zucker, der für 
die vierte Teilausschreibung im Rahmen des mit der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 36/2013 eröffneten Ausschreibungsver­
fahrens festzusetzen ist (ABl. L 162, S. 7). 

( 7 ) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 36/2013 der Kommission vom 
18. Januar 2013 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für das 
Wirtschaftsjahr 2012/13 für Einfuhren von Zucker der KN-Codes 
1701 14 10 und 1701 99 10 zu einem ermäßigten Zollsatz (ABl. L 
16, S. 7). 

( 8 ) Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Oktober 2007 
über eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte und mit Son­
dervorschriften für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (ABl. 
L 299, S. 1). 

( 9 ) Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom 20. Februar 2006 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker (ABl. L 58, S. 
1). 

( 10 ) Verordnung (EU) Nr. 1006/2011 der Kommission vom 27. Sep­
tember 2011 zur Änderung von Anhang I der Verordnung (EWG) 
Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische No­
menklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 282, S. 1). 

Klage, eingereicht am 9. August 2013 — Chin Haur 
Indonesia/Rat 

(Rechtssache T-412/13) 

(2013/C 274/43) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Chin Haur Indonesia, PT (Tangerang, Indonesien) (Pro­
zessbevollmächtigte: Rechtsanwälte T. Müller-Ibold und F.-C. 
Laprévote) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— Art. 1 Abs. 1 und 3 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
501/2013 des Rates ( 1 ) teilweise für nichtig zu erklären, 
soweit der Antidumpingzoll auf sie ausgeweitet und ihr An­
trag auf Befreiung abgelehnt wurde, 

— den Rat zur Tragung der ihr in diesem Verfahren entstan­
denen Kosten der Rechtsverfolgung und anderen Auslagen 
zu verurteilen, 

— alle sonstigen Maßnahmen zu erlassen, die das Gericht für 
angemessen hält. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin fünf Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Die Kommission und der Rat hätten Um­
gehungspraktiken in Bezug auf Einfuhren aus Indonesien 
nicht nachgewiesen und somit einen offenkundigen Beurtei­
lungsfehler begangen, da 

— die Schlussfolgerung, dass eine Veränderung im Handels­
gefüge aufgetreten sei, offenkundig unzutreffend sei, 

— der Rat zu Unrecht behauptet habe, indonesische Erzeu­
ger, insbesondere die Klägerin, versandten Fahrräder von 
China in die EU. 

2. Zweiter Klagegrund: Der Rat habe unzutreffend festgestellt, 
dass die Klägerin nicht kooperationsbereit sei und diese 
mangelnde Kooperationsbereitschaft die Ablehnung ihrer Be­
freiung rechtfertige, da 

— die Klägerin nach besten Vermögen kooperiert habe, 

— die Feststellung der mangelnden Kooperationsbereit­
schaft nicht gerechtfertigt sei, 

— die vom Rat getroffene Feststellung der mangelnden Ko­
operationsbereitschaft einen Begründungsmangel darstel­
le, 

— der Rat von der Klägerin vorgelegte zusätzliche Informa­
tionen nicht berücksichtigt habe. 

3. Dritter Klagegrund: Die Verfahrensrechte der Klägerin seien 
bei der Untersuchung verletzt worden, da 

— sich die Kommission nicht an ihre Verpflichtung gehal­
ten habe, die ihr vorliegenden Beweise unparteiisch zu 
würdigen, 

— die Untersuchung der Kommission mit Verfahrensun­
regelmäßigkeiten behaftet sei. 

4. Vierter Klagegrund: Die Weigerung, der Klägerin eine Befrei­
ung zu gewähren, stelle einen Verstoß gegen den Grundsatz 
der Gleichbehandlung dar, da 

— die Kommission die Klägerin dadurch diskriminiert habe, 
dass sie Ausführern, die sich in der gleichen Lage befun­
den hätten, eine Befreiung gewährt, den Befreiungsantrag 
der Klägerin aber abgelehnt habe, 

— die Klägerin zu Unrecht in gleicher Weise behandelt 
worden sei wie Erzeuger, die eine Kooperation völlig 
verweigerten. 

5. Fünfter Klagegrund: Die in der Durchführungsverordnung 
enthaltenen Feststellungen zu Schädigung und Dumping 
seien nicht mit der Antidumping-Grundverordnung verein­
bar, da 

— die Feststellung einer Untergrabung der Abhilfewirkung 
des Antidumpingzolls unzutreffend sei,
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